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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Reinhold Hemker, Brigitte Adler, Ernst Bahr, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/6536 - 


Reinheitsgebot bei Schokolade 


A. Problem 

Durch die am 17. April 1996 getroffene Entscheidung der Europäi- 
schen Kommission, das Verbot der Verwendung von pflanzlichen 
Fetten in Schokoladenprodukten aufzuheben, kann jeder Mit- 
gliedstaat im eigenen Ermessen zulassen, bis zu 5 % der billigeren 
Kakaobutterersatzstoffe bei der Schokoladeherstellung zu ver- 
wenden. Hierdurch befürchten die Antragsteller negative Auswir- 
kungen auf die Einnahmen der kakaoproduzierenden Entwick- 
lungsländer. 


B. Lösung 

Nach Auffassung der Antragsteller soll die Bundesregierung auf- 
gefordert werden, der von der EU-Kommission beabsichtigten 
Änderung der Kakaorichtlinie nicht zuzustimmen und durch eine 
Reihe von Maßnahmen auf europäischer und nationaler Ebene 
darauf hinzuwirken, daß eine Einkommensminderung der kakao- 
produzierenden Entwicklungsländer vermieden wird. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Keine 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/6536 - abzulehnen. 

Bonn, den 16. April 1997 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) Siegfried Hornung 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 13/7844 


Bericht des Abgeordneten Siegfried Hornung 


1. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 157. Sitzung am 
20. Februar 1997 den Antrag auf Drucksache 13/6536 
in erster Lesung behandelt und federführend an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
sowie zur Mitberatung an den Ausschuß für Gesund- 
heit, den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung und den Ausschuß für die An- 
gelegenheiten der Europäischen Union überwiesen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung hat in seiner 49. Sitzung am 
12. März 1997 den Antrag auf Drucksache 13/6536 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die an- 
tragstellende Fraktion der SPD bei Abwesenheit der 
Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner 53. Sitzung am 19. März 
1997 die Vorlage mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Enthaltung der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat in seiner 91. Sit- 
zung am 16. April 1997 der Vorlage mit den Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und des Mitglieds der Gruppe der 
PDS gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. zugestimmt. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner 68. Sitzung am 16. April 1997 beraten. 


2. Inhalt der Vorlage 

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung aufgefor- 
dert, einer Entscheidung der EU-Kommission zur 
Aufhebung des Verwendungsverbots pflanzlicher 
Fette in Schokoladenprodukten nicht zuzustimmen; 
andernfalls solle eine eindeutige Kennzeichnungs- 
pflicht angestrebt werden. Des weiteren verlangen 
die Antragsteller u. a., Schokolade nur ohne Verwen- 
dung von Kakaobutterersatzstoffen herzustellen und 
für Importprodukte eine strenge Kennzeichnungs- 
pflicht einzuführen. Die Maßnahmen sollen eine Ein- 
kommensminderung der kakaoproduzierenden Ent- 
wicklungsländer verhindern. 

3. Beratung im 10. Ausschuß 

Bei der Beratung der Vorlage in der 68. Sitzung am 
16. April 1997 des federführenden Ausschusses hat 

Bonn, den 16. April 1997 


die antragstellende Fraktion nochmals die im Antrag 
formulierten Gründe zur Erhaltung des Reinheitsge- 
botes bei Schokolade vorgetragen. Dabei wurde dar- 
auf hingewiesen, daß der Richtlinienvorschlag der 
EU-Kommission einen Rückschritt insbesondere für 
die kakaoproduzierenden Länder bedeute, die sich 
seinerzeit darauf eingestellt hätten, mit bis über 
50 %igem Anteil am Export durch Kakao den euro- 
päischen Markt auch weiterhin bedienen zu kön- 
nen. Auf Grund von Untersuchungen der Universität 
Amsterdam für die European-Fair-Trade-Association 
sei voraussichtlich bei den kakaoproduzierenden 
Entwicklungsländern mit erheblichen Einnahmeein- 
bußen zu rechnen. Dies bedeute, daß wieder einmal 
auf europäischer Ebene Initiativen in Gang gesetzt 
würden, die zu Lasten der entsprechenden Entwick- 
lungsländer gingen. 

Auch die vorgesehene Kennzeichnung würde vor- 
aussichtlich nichts ändern, da sich der Verbraucher 
primär nach der Preissituation orientiere und nicht 
nach der entsprechenden Qualität. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde darauf hinge- 
wiesen, daß die bestehende Schokoladenrichtlinie 
festlege, daß bestimmte Mindestanteile an Kakao bei 
der Herstellung von Schokolade und Schokoladen- 
erzeugnissen zu verwenden seien. Ausnahmen hier- 
von seien einigen EU-Ländem zugestanden worden. 

Die Kommission habe in ihrem Vorschlag, mit dem 
die Kakaorichtlinie revidiert werden solle, eine Op- 
tion aufgenommen, wonach alle Mitgliedstaaten der 
EU andere pflanzliche Fette als Kakaobutter bis zu 
einer Höhe von 5 % bei der Herstellung verwenden 
können. 

Diesem Vorschlag könne man zustimmen, da dieser 
der Rechtsharmonisierung diene, zumal der bisherige 
Mindestgehalt an Kakaobestandteilen nicht herabge- 
setzt werden dürfe. 

Im übrigen sei eine besondere Kennzeichnung für 
die Erzeugnisse vorgesehen, die andere Fette als 
Kakaobutter enthielten. Aus diesem Grunde sei die 
Zustimmung zum Richtlinienvorschlag der EU- 
Kommission gerechtfertigt, zumal mit dem Richt- 
linienvorschlag auch die Umsetzung in nationales 
Recht ermöglicht werde. 

Der Antrag auf Drucksache 13/6536 wurde mehrheit- 
lich mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der antragstellenden Fraktion der SPD 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Abwesenheit der Gruppe der PDS abgelehnt. 


Siegfried Hornung 

Berichterstatter 


3 



Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



